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gegebenen Rohstoffmächtigkeiten orientieren. Auch 
die Erweiterungen von bestehenden Abgrabungen 
tragen zu einer optimierten Ausbeute von Lagerstätten 
bei. 
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Liegen mehrere abbauwürdige Rohstoffe in einer La-
gerstätte, so sollen diese im Sinne einer möglichst 
effizienten und sparsamen Flächeninanspruchnahme 
gebündelt gewonnen werden, soweit dies technisch 
machbar und wirtschaftlich raumverträglich durchführ-
bar ist. Dies gilt auch im Vorfeld des Braunkohlentage-
baus. Insoweit soll ein Abbau an anderer Stelle ver-
mieden werden.  
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Bereits ausgebeutete Abgrabungsflächen sollen dar-
aufhin überprüft werden, ob durch Nachentnahmen 
und Vertiefungen weitere Rohstoffe gewonnen werden 
können. Bei der Genehmigung bzw. Zulassung neuer 
Abgrabungen sollen in Abhängigkeit von Mächtigkeit 
und Qualität der Lagerstätte entsprechend dem Stand 
der Technik, möglichst große Abbautiefen festgesetzt 
werden. 
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Rohstoffe im Deckgebirge von Braunkohlentagebauen 
stehen für eine wirtschaftliche Verwendung nur inso-
weit zur Verfügung, als sie im Rahmen des grundwas-
serschonenden Kippenmanagements entbehrt werden 
können und die Wiederherstellung nutzbarer Oberflä-
chen bei Rekultivierungsmaßnahmen nicht Vorrang 
hat.  
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In den Regionalplänen sind Bereiche für die Siche-
rung und den Abbau oberflächennaher Boden-
schätze für nichtenergetische Rohstoffe als Vor-
ranggebiete mit der Wirkung von Eignungsgebie-
ten festzulegen. 
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Die Bereiche für die Sicherung und den Abbau 
oberflächennaher Bodenschätze für nichtenergeti-
sche Rohstoffe sind für einen Versorgungszeit-
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festzulegen. 
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9.2-3 Ziel Tabugebiete   

In folgenden Schutzgebieten sind Vorranggebiete 
für die Sicherung und den Abbau oberflächenna-
her Bodenschätze für nichtenergetische Rohstoffe 
nicht festzulegen: 
 
 Nationalparke, 
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- Natura 2000-Gebiete, 
- Naturschutzgebiete, 
- Wasserschutzgebiete Zonen I bis III a.  
 
 
Ausnahmen sind nach den Bestimmungen des 
Naturschutz- und des Wasserrechtes möglich. 
 
 

9.2-4 Grundsatz Zusätzliche Tabugebiete   

Bei der regionalplanerischen Festlegung von Be-
reichen für die Sicherung und den Abbau oberflä-
chennaher Bodenschätze für nichtenergetische 
Rohstoffe können zusätzliche Tabugebiete be-
stimmt werden, wie z. B. Wasserschutzgebiet Zone 
III b, Wasserreservegebiete, landwirtschaftlich 
nutzbare Flächen von hoher Bodengüte. 
 

 

9.2-5 Ziel Fortschreibung  9.2-3 Ziel Fortschreibung  
Die Fortschreibung der Bereiche für die Sicherung 
und den Abbau oberflächennaher Bodenschätze 
für nichtenergetische Rohstoffe hat so zu erfolgen, 
dass ein Versorgungszeitraum für Lockergesteine 
von 10 Jahren und für Festgesteine von 25 Jahren 
nicht unterschritten wird. 
Mit der Fortschreibung ist wieder der Versor-
gungszeitraum gemäß Ziel 9.2-2 herzustellen. 
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den Regionalplänen ist die Nachfolgenutzung für 
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winnung nichtenergetischer Bodenschätze unter-
tage soll eine größtmögliche Verträglichkeit mit 
anderen Raumnutzungen angestrebt werden. Da-
bei sollen Möglichkeiten der Konfliktminderung 
genutzt werden.  
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z.B. Salze, Erze, Schwerspat oder Dachschiefer. Für 
letztere erfolgt in der Regel keine Festlegung in den 
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mit der Wirkung von Eignungsgebieten. 
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Für eine angemessene planerische Sicherung ist die 
Kenntnis der heimischen Rohstoffpotentiale unerläss-
lich. Dem dienen die vorhandenen geologischen Kar-
tenwerke und Datensammlungen sowie insbesondere 
die Landesrohstoffkarte der für Geologie zuständigen 
Fachbehörde als wesentliche Planungsgrundlage. Die 
Landesrohstoffkarte vermittelt die notwendigen Infor-
mationen, um bedeutsame Lagerstätten zu identifizie-
ren, damit sie in allen planerischen Abwägungsprozes-
sen berücksichtigt werden können. Die Festlegung von 
BSAB für die Rohstoffsicherung soll flächensparend 
möglichst in den Gebieten vorgenommen werden, die 
in der Landesrohstoffkarte mit vergleichsweise höhe-
ren Rohstoffmächtigkeiten ausgewiesen sind. Gleich-
falls sollen die Qualitäten berücksichtigt werden. 
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Die zeichnerische Festlegung von BSAB muss erwar-
ten lassen, dass die Flächen in der Regel für Abgra-
bungen genutzt werden können und sich diese Nut-
zungsmöglichkeit bei Entscheidungen auf nachfolgen-
den planerischen Ebenen durchsetzt. 
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Abgrabungsvorhaben haben sich in den BSAB zu voll-
ziehen. Die Regionalpläne regeln begründete Aus-
nahmen, in denen im Einzelfall Abgrabungen geringen 
Umfangs auch außerhalb der festgelegten BSAB mit 
den Zielen der Raumordnung vereinbar sind. 
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des-Immissionsschutzgesetzes und des Wasserhaus-
haltsgesetzes. Sowohl wegen der gesamtwirtschaftli-
chen Bedeutung der Rohstoffe, als auch wegen der 
Nutzungskonflikte, die deren Gewinnung oftmals aus-
löst, ist ihre langfristig angelegte, vorsorgende Siche-
rung in Raumordnungsplänen erforderlich; sie gehen 
fachrechtlichen Genehmigungen voran.  
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Mit der zeichnerischen Festlegung von BSAB ist, be-
zogen auf die im jeweiligen regionalen Planungsgebiet 
verfügbaren Rohstoffarten, ein bedarfsgerechter Ver-
sorgungszeitraum zu gewährleisten. Dazu sind die 
Vorranggebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten 
so zu bemessen, dass ihr Lagerstätteninhalt den vor-
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aussichtlichen Bedarf für mindestens 20 Jahre für Lok-
kergesteine und für mindestens 35 Jahre für Festge-
steine deckt.  
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20 Jahre für Lockergesteine und 35 Jahre für Festge-
stein sind der Regelfall, von dem bei neuen Regio-
nalplänen nicht wesentlich nach oben abgewichen 
werden soll. Eine Unterschreitung der Zeiträume ist 
möglich, wenn sich im Rahmen der Abwägung ergibt, 
dass geeignete Flächen für 20 bzw. 35 Jahre nicht zur 
Verfügung stehen. 
 

20 Jahre für Lockergestein und 35 Jahre für Festge-
stein sind der Regelfall. Im Hinblick auf die vielfältigen 
Nutzungskonflikte, die mit Abgrabungen verbunden 
sind, sollen diese Versorgungszeiträume bei neuen 
Regionalplänen nicht wesentlich überschritten werden. 
Bereits regionalplanerisch gesicherte längere Versor-
gungszeiträume können entsprechende Abweichungen 
vom Regelfall rechtfertigen. 
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Der Versorgungszeitraum für Festgesteine liegt über 
dem für Lockergesteine, da insbesondere die Kalk-
steingewinnung und Zementproduktion mit hohen In-
vestitionskosten verbunden sind und die betriebswirt-
schaftliche Amortisation eine Planungssicherheit von 
mindestens 25 Jahren gegeben sein muss, da anson-
sten weitere Investitionen ausbleiben. 
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Die Bedarfsermittlung erfolgt auf der Grundlage eines 
landeseinheitlichen Abgrabungsmonitorings, bei dem 
der Fortschritt des Rohstoffabbaus nach Fläche und 
Volumen erfasst wird. Durch das Abgrabungsmonito-
ring fließen als wesentliche Aspekte u. a. die Versor-
gung von Wirtschaft und Bevölkerung, Möglichkeiten 
der Substitution und der gezielten Nutzung von Roh-
stoffvorkommen mit höheren Mächtigkeiten in die Be-
darfsermittlung ein. Des Weiteren können bei der Er-
mittlung des Bedarfs auch Rohstoffmengen aus dem 
Braunkohlentagebau einbezogen werden, sofern da-
durch der ordnungsgemäße Betrieb und Abschluss 
des Braunkohlentagebaus nicht beeinträchtigt wird. 
 

Die Bedarfsermittlung erfolgt auf der Grundlage eines 
landeseinheitlichen Abgrabungsmonitorings, bei dem 
der Fortschritt des Rohstoffabbaus nach Fläche und 
Volumen erfasst wird. Bei dem Abgrabungsmonitoring 
fließen als wesentliche Aspekte u. a. die Versorgung 
von Wirtschaft und Bevölkerung, Möglichkeiten der 
Substitution und der gezielten Nutzung von Rohstoff-
vorkommen mit höheren Mächtigkeiten in die Bedarfs-
ermittlung ein. Die noch vorhandenen Rohstoffvorräte 
in genehmigten Abgrabungen außerhalb von BSAB 
sind auf die Versorgungsräume anzurechnen. Des 
Weiteren sind bei der Ermittlung des Bedarfs auch 
Rohstoffmengen aus dem Braunkohlentagebau einzu-
beziehen, sofern dadurch der ordnungsgemäße Be-
trieb und Abschluss des Braunkohlentagebaus nicht 
beeinträchtigt wird. 
 

Zu 9.2-3 Tabugebiete  
 

 

Nationalparke, Natura-2000-Gebiete, Naturschutzge-
biete und Wasserschutzgebietszonen I bis III a haben 
eine sehr hohe Schutzwürdigkeit und sind daher von 
Festlegungen für die Sicherung und den Abbau ober-
flächennaher Bodenschätze für nichtenergetische 
Rohstoffe freizuhalten. Zur Vermeidung von Nutzungs-
konflikten, die mit der Rohstoffgewinnung verbundene 
Eingriffe auslösen können, sind BSAB in konfliktärme-
ren Gebieten festzulegen. 
Die oben genannten Tabugebiete genießen auch ho-
hen fachrechtlichen Schutz. 
 

 

In Ausnahmefällen können diese Schutzgebiete in 
Anspruch genommen werden, wenn ihre Schutzziele 
nicht beeinträchtigt werden. Eine Ausnahme kann bei 
Standorten seltener Rohstoffe gegeben sein, deren 
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Gewinnung im Interesse der Allgemeinheit liegt. 
 
Die Festlegung von BSAB in NATURA-2000-Gebieten 
ist ausnahmsweise möglich, wenn sie unter Berück-
sichtigung der FFH-Richtlinie 92/43/EWG im Sinne 
eines „Integrierten Projektes“ erfolgt, welches durch 
Einbeziehung naturschutzfachlicher Maßnahmen ins-
gesamt einen Mehrwert für das jeweilige Schutzgebiet 
erreicht. 
 

 

Zu 9.2-4 Zusätzliche Tabugebiete 
 

 

Für die Festlegung von Vorranggebieten mit der Wir-
kung von Eignungsgebieten ist ein schlüssiges, den 
gesamten Planungsraum umfassendes Konzept erfor-
derlich, das sowohl die Flächen in den Blick nimmt, auf 
denen sich die Rohstoffgewinnung gegenüber anderen 
Nutzungen durchsetzen soll – im Sinne eines Vorrang-
gebietes – als auch die Flächen außerhalb der BSAB, 
auf denen die Rohstoffgewinnung ausgeschlossen 
werden soll – im Sinne eines Eignungsgebietes. Dem 
Suchprozess sind einheitliche Kriterien zugrunde zu 
legen.  
 

 

Zusätzlich zu den Ausschlusskriterien gemäß Ziel 9.2-
3 können auch weitere Auschlusskriterien bestimmt 
werden wie beispielsweise Wasserschutzgebietzonen 
III b, Wasserreservegebiete oder landwirtschaftlich 
nutzbare Flächen von hoher Bodengüte. Dabei ist si-
cherzustellen, dass durch die Festlegung von BSAB 
substantiell Raum für die Rohstoffsicherung zu schaf-
fen ist (siehe auch Erl. zu 9.2-2). Ist dies mit den ge-
wählten Kriterien nicht möglich, sind diese vor einem 
erneuten Suchlauf zu überdenken und anzupassen; 
sonst ist die Konzentrationswirkung der BSAB nicht 
gegeben.  
 

 

Zu 9.2-5 Fortschreibung 
 

Zu 9.2-3 Fortschreibung 
 

Die Rohstoffgewinnung wird durch ein nach Vorgaben 
der Landesplanungsbehörde landeseinheitliches luft- 
oder satellitenbildgestütztes Monitoring begleitet. Im 
Rahmen des Monitorings werden der Abbaufortschritt 
erfasst sowie die in den festgelegten BSAB und den 
genehmigten Flächen verbliebenen Rohstoffvorräte 
mittels der Landesrohstoffkarte bewertet. Die Ergeb-
nisse nutzen die jeweiligen Regionalplanungsbehörden 
regelmäßig zur Prüfung eines Fortschreibungserfor-
dernisses. Über eine Fortschreibung des Regionalpla-
nes entscheidet der regionale Planungsträger. 
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mittels der Landesrohstoffkarte bewertet. Die Ergeb-
nisse nutzen die jeweiligen Regionalplanungsbehörden 
regelmäßig zur Prüfung eines Fortschreibungserfor-
dernisses. Über eine Fortschreibung des Regionalpla-
nes entscheidet der regionale Planungsträger. 
 

Mit dem Abgrabungsmonitoring wird eine jährliche 
Quantifizierung der jeweils vorhandenen planerischen 
Restreichweiten für die einzelnen Rohstoffgruppen 
(z.B. Sand und Kies, Ton und Lehm, Kalkstein, Ton-
stein, Basalt oder Sandstein) vorgenommen. 
 

Mit dem Abgrabungsmonitoring wird eine jährliche 
Quantifizierung der jeweils vorhandenen planerischen 
Restreichweiten für die einzelnen Rohstoffgruppen 
(z.B. Sand und Kies, Ton und Lehm, Kalkstein, Ton-
stein, Basalt oder Sandstein) vorgenommen. 
 

Mit der Fortschreibung ist so rechtzeitig zu beginnen, 
dass ein Versorgungszeitraum von 10 Jahren für Lok-
kergesteine und von 25 Jahren für Festgesteine nicht 
unterschritten wird. Dem Zeitpunkt der Fortschreibung 

Mit der Fortschreibung ist so rechtzeitig zu beginnen, 
dass ein Versorgungszeitraum von 10 Jahren für Lok-
kergesteine und von 25 Jahren für Festgesteine nicht 
unterschritten wird. Dem Zeitpunkt der Fortschreibung 
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liegt zugrunde, dass die Laufzeit eines Regionalplans 
üblicherweise 10 Jahre beträgt und dann eine Über-
prüfung des Regionalplans erfolgt. Sollte durch das 
Abgrabungsmonitoring festgestellt werden, dass der 
Versorgungszeitraum der BSAB schneller sinkt als 
ursprünglich ermittelt, muss eine Ergänzung der BSAB 
vorgenommen werden, um die Steuerungswirkung des 
Regionalplans nicht in Frage zu stellen. 
 

liegt zugrunde, dass die Laufzeit eines Regionalplans 
üblicherweise 10 Jahre beträgt und dann eine Über-
prüfung des Regionalplans erfolgt. Sollte durch das 
Abgrabungsmonitoring festgestellt werden, dass der 
Versorgungszeitraum der BSAB schneller sinkt als 
ursprünglich ermittelt, muss eine Ergänzung der BSAB 
vorgenommen werden, um die Steuerungswirkung des 
Regionalplans nicht in Frage zu stellen. 
 

Ergibt sich die Notwendigkeit einer Fortschreibung, so 
ist die planerische Reichweite für alle in der Planung 
berücksichtigten oberflächennahen nichtenergetischen 
Rohstoffe wieder auf mindestens 20 Jahre für Locker-
gesteine und mindestens 35 Jahre für Festgesteine zu 
ergänzen.  
 

Ergibt sich die Notwendigkeit einer Fortschreibung, so 
ist die planerische Reichweite für alle in der Planung 
berücksichtigten oberflächennahen nichtenergetischen 
Rohstoffe wieder auf mindestens 20 Jahre für Locker-
gesteine und mindestens 35 Jahre für Festgesteine zu 
ergänzen.  
 

Zu 9.2-6 Nachfolgenutzung  
 

Zu 9.2-4 Nachfolgenutzung  
 

Rekultivierung, Renaturierung und funktionale Wie-
dernutzbarmachung von Abgrabungsflächen sind ggf. 
raum- und unternehmensübergreifend und möglichst 
auf der Grundlage von interkommunalen Folgenut-
zungskonzepten durchzuführen. Aus der zeichneri-
schen Festlegung des Regionalplanes muss die jewei-
lige Nachfolgenutzung ersichtlich sein. Konzepte für 
die Nachfolgenutzung beispielsweise für naturschutz-, 
erholungs-, sport- oder freizeitorientierte Nutzungen 
beschränken sich nicht nur auf neu aufzuschließende 
Bereiche, sondern beziehen auch bereits vorhandene 
und ehemalige Abgrabungsstandorte nach Möglichkeit 
mit ein. 
 

Rekultivierung, Renaturierung und funktionale Wie-
dernutzbarmachung von Abgrabungsflächen sind ggf. 
raum- und unternehmensübergreifend und möglichst 
auf der Grundlage von interkommunalen Folgenut-
zungskonzepten durchzuführen. Aus der zeichneri-
schen Festlegung des Regionalplanes muss die jewei-
lige Nachfolgenutzung ersichtlich sein. Konzepte für 
die Nachfolgenutzung beispielsweise für naturschutz-, 
erholungs-, sport- oder freizeitorientierte Nutzungen 
beschränken sich nicht nur auf neu aufzuschließende 
Bereiche, sondern beziehen auch bereits vorhandene 
und ehemalige Abgrabungsstandorte nach Möglichkeit 
mit ein. 
 

Die mit der Rohstoffgewinnung verbundene Raumbe-
lastung legt nahe, mit der Rohstoffgewinnung auch die 
Verpflichtung zu verbinden, für eine naturräumliche 
und funktionale Aufwertung des betroffenen Raumes 
nach Abschluss der Gewinnungsmaßnahmen – ggf. 
auch im Rahmen interkommunaler oder betriebsüber-
greifender Konzepte – Sorge zu tragen. Angestrebt ist 
in diesem Zusammenhang die Schaffung eines gesell-
schaftlichen Mehrwertes durch beispielweise die 
Schaffung von Erholungs-, Sport- und Freizeitmöglich-
keiten oder Maßnahmen für den Natur- oder Hoch-
wasserschutz zu Gunsten des betroffenen Raumes. 
Das kann am ehesten mit einer sinnvollen, ggf. inter-
kommunal abgestimmten Folgenutzung erreicht wer-
den, die zeitnah zum Abbaugeschehen umgesetzt 
wird. 
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Das kann am ehesten mit einer sinnvollen, ggf. inter-
kommunal abgestimmten Folgenutzung erreicht wer-
den, die zeitnah zum Abbaugeschehen umgesetzt 
wird. 
 

Vor Festlegung einer Folgenutzung, die eine teilweise 
oder vollständige Verfüllung des Abbauraumes vor-
sieht, soll auch die tatsächliche Verfügbarkeit und Eig-
nung der Materialien berücksichtigt werden.  
 

Vor Festlegung einer Folgenutzung, die eine teilweise 
oder vollständige Verfüllung des Abbauraumes vor-
sieht, soll auch die tatsächliche Verfügbarkeit und Eig-
nung der Materialien berücksichtigt werden.  
 

Zu 9.2-7 Standorte obertägiger Einrichtungen  
 

Zu 9.2-5 Standorte obertägiger Einrichtungen  
 

Auch die Gewinnung nichtenergetischer Rohstoffe im 
Tiefbau kann wegen der übertägigen Betriebsanlagen 
zu Nutzungskonflikten mit anderen Raumnutzungsan-
sprüchen führen. Infolge der Ortsgebundenheit der 
Lagerstätte sind auch die notwendigen betrieblichen 

Auch die Gewinnung nichtenergetischer Rohstoffe im 
Tiefbau kann wegen der übertägigen Betriebsanlagen 
zu Nutzungskonflikten mit anderen Raumnutzungsan-
sprüchen führen. Infolge der Ortsgebundenheit der 
Lagerstätte sind auch die notwendigen betrieblichen 
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Einrichtungen für deren Gewinnung an der Tagesober-
fläche weitestgehend ortsgebunden. Bei Errichtung der 
für die Gewinnung dieser Rohstoffe notwendigen ober-
tägigen Anlagen ist eine größtmögliche Verträglichkeit 
mit anderen Raumnutzungen anzustreben. 
 

Einrichtungen für deren Gewinnung an der Tagesober-
fläche weitestgehend ortsgebunden. Bei Errichtung der 
für die Gewinnung dieser Rohstoffe notwendigen ober-
tägigen Anlagen ist eine größtmögliche Verträglichkeit 
mit anderen Raumnutzungen anzustreben. 
 

Durch Solung im Salzgebirge entstandene Kavernen 
können sich nach Abbauende für die Untergrundspei-
cherung von Erdgas und Erdöl eignen. Für die untertä-
gige Speicherung ist der Bau einer entsprechenden 
Infrastruktur wie z. B. Verdichteranlagen, Pumpstatio-
nen und Zuleitungen erforderlich. Diese Infrastruktur 
soll verträglich mit anderen Raumnutzungen angelegt 
werden. Soweit diese Infrastruktur standortgebunden 
ist, kommt ihr bei der Abwägung mit anderen Raum-
nutzungsansprüchen aus energiewirtschaftlichen 
Gründen eine besondere Bedeutung zu. 
 

Durch Solung im Salzgebirge entstandene Kavernen 
können sich nach Abbauende für die Untergrundspei-
cherung von Erdgas und Erdöl und Druckluft als Ener-
giespeicher eignen. Für die untertägige Speicherung 
ist der Bau einer entsprechenden Infrastruktur wie z. B. 
Verdichteranlagen, Pumpstationen und Zuleitungen 
erforderlich. Diese Infrastruktur soll verträglich mit an-
deren Raumnutzungen angelegt werden. Soweit diese 
Infrastruktur standortgebunden ist, kommt ihr bei der 
Abwägung mit anderen Raumnutzungsansprüchen aus 
energiewirtschaftlichen Gründen eine besondere Be-
deutung zu. 
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9.3-1 Ziel Braunkohlenpläne 9.3-1 Ziel Braunkohlenpläne 
Raumbedeutsame Flächenansprüche, die mit dem 
Braunkohlenabbau im Zusammenhang stehen, 
sind in Braunkohlenplänen bedarfsgerecht zu si-
chern. 
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chern. 
 

9.3-2 Ziel Nachfolgenutzung für Standorte des 
Steinkohlenbergbaus 

9.3-2 Ziel Nachfolgenutzung für Standorte des 
Steinkohlenbergbaus 

Standorte von obertägigen Betriebsanlagen und -
einrichtungen des Steinkohlenbergbaus sind nach 
Beendigung der bergbaulichen Nutzung unverzüg-
lich einer Nachfolgenutzung zuzuführen, die mit 
den umgebenden Raumnutzungen und -funktionen 
im Einklang steht. 
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im Einklang steht. 
 

Sofern diese Standorte für die Nutzung als unterir-
dische Energiespeicher oder sonstige energeti-
sche Zwecke vorgesehen sind, ist der obertägige 
Zugang zu den heimischen Steinkohlenlagerstät-
ten ausnahmsweise zu erhalten. 
 

Sofern diese Standorte für die Nutzung als unterir-
dische Energiespeicher oder sonstige energeti-
sche Zwecke vorgesehen sind, ist der obertägige 
Zugang zu den heimischen Steinkohlenlagerstät-
ten ausnahmsweise zu erhalten. 
 

9.3-3 Ziel Bergehalden des Steinkohlenbergbaus   

In den Regionalplänen sind zur Sicherung von 
Verkippungskapazitäten für Bergematerial des 
Steinkohlenbergbaus Bereiche für Aufschüttungen 
und Ablagerungen festzulegen.  
 

 

Vor der Festlegung neuer Standorte sind vorrangig 
Restkapazitäten auf gesicherten Flächen zu nut-
zen. 
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